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Inhalt der Information:   

Der Kulturausschuss, der Haupt- und Finanzausschuss und der Gemeinderat nehmen die 
Informationen der Verwaltung zur Kenntnis. 
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Sitzung des Kulturausschusses vom 04.03.2010 

Ergebnis: Kenntnis genommen 
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 31.03.2010 

6.1 Einführung neuer Werkrealschulen in Heidelberg 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 31.03.2010 

Informationsvorlage 0028/2010/IV 

Bürgermeister Dr. Gerner informiert die Stadträtinnen und Stadträte über den Sachstand 
der Anmeldezahlen zum 25.03.2010: 

• Geschwister-Scholl-Schule 26 Anmeldungen 
• Waldpark-Schule     6 Anmeldungen 
• Heiligenberg-Schule  12 Anmeldungen 
• Albert-Schweitzer-Schule   9 Anmeldungen 

Es melden sich zu Wort: 

In der anschließenden Diskussion werden folgende Argumente vorgetragen: 

Stadträtin Hollinger, Stadträtin Prof. Dr. Schuster, Stadtrat Dr. Gradel, Stadtrat Holschuh, 
Stadträtin Marggraf, Stadträtin Essig 

• Anhand der Anmeldezahlen zeige sich, dass ein runder Tisch benötigt werde. 
• Die Schulleiter sollten sich zunächst selbst untereinander verständigen. Erst wenn 

hier keine Einigung erreicht werden könne, sollte ein runder Tisch eingerichtet wer-
den. 

• Im Kulturausschuss erfolgte keine Abstimmung über den Antrag der CDU bezüglich 
des runden Tisches. Nach Vorliegen der Anmeldezahlen sei dieser jedoch sinnvoll. 

Die CDU-Fraktion bringt daher erneut den Antrag vom 19.01.2010 ein und Oberbürger-
meister Dr. Würzner stellt diesen Antrag zur Abstimmung: 

Die Verwaltung wird beauftragt, nach Eingang aller notwendigen Informationen und Ent-
scheidungen des Regierungspräsidiums einen runden Tisch zum Thema Werkrealschule 
in Heidelberg einzurichten. Als Teilnehmer sollten die betreffenden Schulleiter, 
Elternbeiratsvorsitzende und Vertreter der Gemeinderatsfraktionen eingeladen werden. 

Abstimmungsergebnis: beschlossen mit 9:2:4 Stimmen 

Oberbürgermeister Dr. Würzner betont, dass darauf geachtet werden solle, dass die Teil-
nehmerzahl nicht zu groß werde. Der Verteilerschlüssel für die Vertreter der Gemeinde-
ratsfraktionen solle daher klein gehalten werden. 
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Beschlussempfehlung des Haupt- und Finanzausschusses  

Die Verwaltung wird beauftragt, nach Eingang aller notwendigen Informationen und Ent-
scheidungen des Regierungspräsidiums einen runden Tisch zum Thema Werkrealschule 
in Heidelberg einzurichten. Als Teilnehmer sollten die betreffenden Schulleiter, 
Elternbeiratsvorsitzende und Vertreter der Gemeinderatsfraktionen eingeladen werden. 

gezeichnet 
Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Empfehlung 
Ja 9  Nein 2  Enthaltung 4   
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Sitzung des Gemeinderates vom 15.04.2010 

32.1 Einführung neuer Werkrealschulen in Heidelberg 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung Gemeinderates vom 15.04.2010 

Informationsvorlage 0028/2010/IV 

Es melden sich zu Wort: 

Oberbürgermeister Dr. Würzner weist auf das Ergebnis der Haupt- und Finanzaus-
schusssitzung vom 31.03.2010 hin. Dort wurde folgender Antrag der CDU-Fraktion vom 
19.01.2010 beschlossen: 

Stadträtin Deckwart-Boller, Stadträtin Stolz, Stadtrat Gund, Stadtrat Michalski 

Die Verwaltung wird beauftragt, nach Eingang aller notwendigen Informationen und Ent-
scheidungen des Regierungspräsidiums einen runden Tisch zum Thema Werkrealschule 
in Heidelberg einzurichten. Als Teilnehmer sollten die betreffenden Schulleiter, 
Elternbeiratsvorsitzende und Vertreter der Gemeinderatsfraktionen eingeladen werden. 

Stadträtin Deckwart-Boller bittet, den Teilnehmerkreis des Runden Tisches um die Schul-
leitung der Graf-von-Galen-Schule (wegen der Kooperationsklassen in der Heiligenberg-
schule) zu erweitern.  

Auf die Frage von Stadträtin Stolz, ob sich die Anmeldezahlen zwischenzeitlich reguliert 
hätten, informiert der Oberbürgermeister über den derzeitigen Stand. Dabei betont er, es 
handele sich um einen Zwischenstand. Es gebe Schulen, die ihre Empfehlungen noch 
nicht abgeschlossen hätten.  

Stadtrat Gund bittet darum, an den Heidelberger Grundschulen abfragen zu lassen, wie 
viele Hauptschulempfehlungen ausgesprochen wurden.  

Oberbürgermeister Dr. Würzner sagt zu, diese Information zum Gespräch am runden 
Tisch zur Verfügung zu stellen. 

Er ruft die Beschlussempfehlung des Haupt- und Finanzausschusses vom 31.03.2010 mit 
der Ergänzung (fettgedruckt dargestellt) zur Abstimmung auf: 

Beschluss des Gemeinderates: 

Die Verwaltung wird beauftragt, nach Eingang aller notwendigen Informationen und Ent-
scheidungen des Regierungspräsidiums einen runden Tisch zum Thema Werkrealschule 
in Heidelberg einzurichten. Als Teilnehmer sollten die betreffenden Schulleiter (ein-
schließlich der Schulleitung der Grafen-von-Galen-Schule), Elternbeiratsvorsitzende 
und Vertreter der Gemeinderatsfraktionen eingeladen werden. 

gezeichnet 
Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

Ergebnis: Kenntnis genommen mit Beschluss und Arbeitsauftrag an die 
 Verwaltung 

Ja 24  Nein 2  Enthaltung 7   
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A. Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtent-
wicklungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg  

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes 
 
Nummer/n: 
(Codierung)  

+ / - 
berührt: 

Ziel/e: 

QU 1 + Solide Haushaltsführung 
  Begründung: 

  Durch die Konzentration der Werkrealschulen ist ein gezielter Ressourcen-
einsatz gegeben. 

 
  Ziel/e: 
SOZ 9 + Ausbildung und Qualifizierung junger Menschen sichern 
  Begründung: 

  
Durch die Konzentration der neuen Werkrealschulen in Heidelberg wird 
jungen Menschen eine bessere Möglichkeit zu einer qualifizierten schuli-
schen Ausbildung geboten. 

 
2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
 
keine 

B. Begründung: 

1. 
Der Landtag von Baden-Württemberg hat am 30. Juli 2009 das Gesetz zur Einführung der 
Werkrealschulen beschlossen. Die Weiterentwicklung der Hauptschule zur Werkrealschule 
ist ein zentrales bildungspolitisches Ziel der Landesregierung. Mit der Weiterentwicklung der 
Hauptschule zur Werkrealschule verbindet die Landesregierung das Ziel, das Profil dieser 
Schulart weiter zu schärfen und die Anschlussperspektiven deutlicher zu machen. Pädagogi-
sches Leitprinzip der Werkrealschule ist die durchgängige individuelle Förderung der Schüle-
rinnen und Schüler, eine intensivierte Berufswegeplanung in allen Klassenstufen, eine stärke-
re berufsbezogene Orientierung durch die Einführung von Wahlpflichtfächer in den Klassen 8 
und 9 sowie die enge Kooperation mit den Berufsfachschulen im Unterricht der Klasse 10. 
Diese Verbindung von individueller Förderung mit einer konsequenten Stärkung der Ausbil-
dungsreife eröffnet (neben dem Realschulabschluss) einen weiteren Bildungsgang zur Mittle-
ren Reife. Das Gesetz zur Einführung der Werkrealschulen erklärt, dass die pädagogische 
Konzeption der Werkrealschule an mindestens zweizügigen Schulen optimal verwirklicht 
werden kann. Aus pädagogischen Gründen ist weiterhin eine durchgängige und stabile Zwei-
zügigkeit zur besseren Förderung der Schülerinnen und Schüler anzustreben. 

Gesetz zur Einführung der Werkrealschulen des Landes Baden-Württemberg 
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2. 
Im Herbst 2009 hatten alle vier Heidelberger Hauptschulen und die Internationale Gesamt-
schule Heidelberg der Stadt Heidelberg mitgeteilt, dass sie Werkrealschulen neuen Typs 
werden möchten. Dabei ist anzumerken, dass nur die Geschwister-Scholl-Schule und die In-
ternationale Gesamtschule Heidelberg die gesetzlichen Anforderungen an die Werkrealschu-
le neuen Typs erfüllten. Dennoch hat der Gemeinderat der Stadt Heidelberg hat am 
17.11.2009 beschlossen, dass alle Anträge der Heidelberger Schulen auf Einrichtung einer 
Werkrealschule an das Regierungspräsidium weitergereicht werden (DS: 0342/2009/BV). Mit 
Schreiben vom 26.11.2009 hat die Stadt Heidelberg daraufhin fristgerecht die Anträge auf 
Einrichtung von Werkrealschulen beim Regierungspräsidium Karlsruhe für alle fünf Schulen 
gestellt. 

Weiterentwicklung der Hauptschulen zu Werkrealschulen in Heidelberg 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe hat der Stadt Heidelberg in einem Telefongespräch am 
27.01.2010 mitgeteilt, dass die Albert-Schweitzer-Schule und die Heiligenbergschule das 10. 
Schuljahr weiterführen können. Dazu müsse die Stadt Heidelberg in einem Nachtrag die Wei-
terführung des 10. Schuljahres eigens beantragen. Dieser Nachtrag zum Antrag der Stadt 
Heidelberg auf Einführung neuer Werkrealschulen vom 26.11.2009 zur Weiterführung des 
10. Schuljahres an der Heiligenbergschule und an der Albert-Schweitzer-Schule wurde am 
27.01.2010 gestellt. 

Mit Schreiben vom 02.02.2010 hat das Regierungspräsidium Karlsruhe der Stadt Heidelberg 
folgendes mitgeteilt: 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe stimmt der Einrichtung der Werkrealschule an der Ge-
schwister-Scholl-Schule zum Beginn des Schuljahres 2010/2011 zu. Die zukünftige Bezeich-
nung dieser Schule wird Geschwister-Scholl-Schule, Grund und Werkrealschule Heidelberg, 
sein. 

Das Regierungspräsidium Karlsruhe stimmt der Einrichtung eines Werkrealschulzweiges an 
der Internationalen Gesamtschule Heidelberg zum Beginn des Schuljahres 2010/2011 zu. 

Die Heiligenbergschule erfüllt die Voraussetzungen für die Einrichtung einer Werkrealschule 
nicht. Daher wird die Einrichtung einer Werkrealschule an dieser Schule nicht genehmigt. Da 
die Hauptschule der Heiligenbergschule bisher ein 10. Schuljahr führt, stimmt das Regie-
rungspräsidium dem Antrag auf Weiterführung des 10. Schuljahres zu. Die Weiterführung 
des 10. Schuljahres wird unter dem Vorbehalt des Widerrufs genehmigt. Die Heiligenberg-
schule kann sich bis zum eventuellen Widerruf der Genehmigung Grund- und Werkrealschule 
nennen. 

Die Albert-Schweitzer-Schule erfüllt die Voraussetzungen für die Einrichtung einer Werkreal-
schule nicht. Daher wird die Einrichtung einer Werkrealschule an dieser Schule nicht geneh-
migt. Da die Hauptschule der Albert-Schweitzer-Schule bisher ein 10. Schuljahr führt, stimmt 
das Regierungspräsidium dem Antrag auf Weiterführung des 10. Schuljahres zu. Die Weiter-
führung des 10. Schuljahres wird unter dem Vorbehalt des Widerrufs genehmigt. Die Albert-
Schweitzer-Schule kann sich bis zum eventuellen Widerruf der Genehmigung Grund- und 
Werkrealschule nennen. 

Zur Waldparkschule wurde im Schreiben des Regierungspräsidiums Karlsruhe vom 
02.02.2010 keine Aussage getroffen, da sie weder die gesetzlichen Anforderungen zur Ein-
richtung einer Werkrealschule noch die Voraussetzungen zur Weiterführung eines 10. Schul-
jahres erfüllt. Der derzeitige Status einer Hauptschule bleibt bestehen. 
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3. 
Werkrealschulen und Hauptschulen sind ab Schuljahr 2010/2011 per Gesetz Wahlschulen 
und haben somit keine Schulbezirke mehr. Von der Möglichkeit als Schulträger übergangs-
weise Schulbezirke einzurichten, wird durch Beschluss des Gemeinderates vom 17.11.2009 
(DS: 0342/2009/BV) kein Gebrauch gemacht. Somit besteht für die Eltern bzw. Erziehungsbe-
rechtigten ab dem Schuljahr 2010/2011 die Möglichkeit, ihr Kind an jeder der fünf Schulen an-
zumelden. Diese Wahlmöglichkeit besteht aber nicht nur für die Schülerinnen und Schüler der 
neuen 5. Klassen. Auch die Schülerinnen und Schüler der höheren Klassenstufen können 
diese Wahlmöglichkeit nutzen. Die Aufhebung der Schulbezirksgrenzen für Hauptschulen und 
Werkrealschulen wurde vom Gesamtelternbeirat der Heidelberger Schulen schon lange ge-
fordert, um auch zwischen diesen Schulen einen „fairen Wettbewerb“ zu ermöglichen. Eltern 
sollen die Möglichkeit erhalten, eine Hauptschule oder Werkrealschule  frei wählen zu kön-
nen. Auch der Gemeinderat der Stadt Heidelberg hatte mit Aufhebung der Schulbezirksgren-
zen diese Wahlfreiheit der Eltern und den fairen Wettbewerb zwischen den Schulen im Blick. 
Wie Eltern von dieser Wahlmöglichkeit Gebrauch machen werden, lässt sich nicht vorherse-
hen. Die Einrichtung eines runden Tisches als Lenkungsgremium würde diese Wahlfreiheit 
der Eltern wieder reduzieren und den Wettbewerb zwischen den Schulen einschränken. Des-
halb hält die Verwaltung die Einrichtung eines runden Tisches zum Thema Werkrealschule als 
Planungs- oder gar Lenkungsinstrument für nicht geeignet und nicht erforderlich 

Einrichtung eines runden Tisches zum Thema Werkrealschulen 

gezeichnet 
Dr. Joachim Gerner 
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